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Sie können uns weiter erreichen!
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Video

1. 2. 3.

Dokumente Umfrage

Digitale Abschlusspräsentation?



Was ist bis jetzt passiert?
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Seit April 2019   Bearbeitung
26.09.2019	 	 	 	 	 Erste	Bürgerwerkstatt
21.11.2019	 	 	 	 	 Zweite	Bürgerwerkstatt
ab 01.05.2020	 	 	 Digitale	Abschlusspräsentation

Dazu kommen:
Vorstellung auf dem Krenmarkt, Haushaltsbefragung (digi-
tal & analog) mit fast 600 Antworten, Experteninterviews 
(Vereine, Kitas, Schulen), Jugendworkshop...

Rückblick auf den Prozess
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Erste Bürgerwerkstatt
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Zweite Bürgerwerkstatt
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Zweite Bürgerwerkstatt
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Haushaltsbefragung
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Jugendworkshop



Was soll Baiersdorf tun?
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Was soll Baiersdorf tun?
Handlungsfeld:
Thematischer	und	räumlicher	Rahmen	für 
zusammenhängende Maßnahmen.

Maßnahme:
Einzelner und konkreter Vorschlag für 
das Handeln der Stadt.
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Zentrum

Stadtentwicklung

Mobilität

Energie

Soziales

Ökologie
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A) Zentrum:
Baiersdorf soll seine Innenstadt als 
Aufenthaltsort und Einkaufsmög-
lichkeit stärken und entsprechend 
gestalten.
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A6: Anwesen 
Judengasse 16

Illustrativer Entwurf, 
keine finale Planung!
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B) Stadtentwicklung:
Baiersdorf	soll	sein	Wachstum	aktiv	
und kontrolliert gestalten, um neuen 
Bewohnern das Wohnen in Baiers-
dorf	zu	ermöglichen,	und	gleichzeitig	
negative	Auswirkungen	auf	die	be-
reits Ansässigen zu vermeiden.
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B5: Entwicklung 
Wohnbauf lächen
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C) Mobilität:
Baiersdorf	soll	durch	attraktive	Mobi-
litätsangebote allen Bürgerinnen und 
Bürgern die Möglichkeit der Teilhabe 
am	öffentlichen	Leben	geben.	Dabei	
soll die Stadt besonders auf umwelt-
freundliche	Verkehrsmittel	fokussieren.	
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C2: Rad- und 
Fusswegenetz 
ausbauen
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D) Energie:
Baiersdorf soll Maßnahmen ergrei-
fen, um seinen Energiebedarf zu re-
duzieren und um erneuerbare Ener-
gien auszubauen. Dabei sollen die 
Bürgerinnen und Bürger direkt betei-
ligt werden.
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D2: Lokale Agenda 
Energieeinsparung und 
Erneuerbare Energien
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E) Soziales / Jugend / 
SPort / Gesundheit:
Baiersdorf	soll	Angebote	schaffen,	
ausbauen und unterstützen. Dabei 
soll die Stadt insbesondere Kinder, Ju-
gendliche und Familien ansprechen.
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E1: Treffpunkte schaffen & 
Kulturangebote Fördern
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F) Ökologie / Natur-
schutz / Artenvielfalt:
Baiersdorf soll in allen Planungen 
auch immer die Belange des Natur- 
und	Artenschutzes	berücksichtigen,	
indem	Lebensräume	für	Pflanzen	und	
Tiere	geschaffen	werden.	Das	gilt	für	
Neu- und für Bestandsbauten.
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F1: Lokale Agenda zum 
Schutz heimischer Arten



Wie geht es jetzt weiter?
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Sommer 2020
•	Fertigstellung	des	Berichts	mit	den	Ergebnissen	der	digita-
len	Abschlusspräsentation

•	Abstimmung	des	Berichts	zwischen	Stadtverwaltung, 
Politik	und	Regierung	von	Mittelfranken

•	Beteiligung	der	Träger	öffentlicher	Belange
•	Beschluss im Stadtrat

ab Herbst 2020
Beginn der Umsetzung!

Ausblick: was noch kommt



Digitale Umfrage



ISEK Baiersdorf – Digitale Abschlusspräsentation 29

Sie	finden	die	Materialien	auf	der	Website 
der Stadt Baiersdorf: 
→ Link in der Videobeschreibung

1. Dieses Video als Übersicht und Erklärung

2. Präsentation	als	separate	Datei

3. Ausführliche Maßnahmensteckbriefe als separate Datei

4. Online-Umfrage zu den Maßnahmen: 
Bewertung & Priorisierung

Materialien für Sie
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Beispiel Massnahmensteckbrief
105

 B7 Nachhaltige Gewerbe-
fl ächenvergabe

Gewerbefl ächen

Für die Gewerbefl ächen gibt es auch einen Stand-

ort, der bereits im aktuellen FNP verankert ist (Münchswie-

sen I+II). Darüber hinaus bieten sich nahe den Verkehrsach-

sen weitere Standorte an. Die Gewerbefl ächen sollten im FNP 

als multi funkti onale Flächen ausgewiesen werden, um sich die 

Opti onen für Gewerbe oder Photovoltaik (siehe nächster Ab-

schnitt ) off enzuhalten.

Bereits in Umsetzung und Planung befi nden sich die 

Flächen Münchswiesen I & II. Darüber hinaus gibt es noch 

weitere Potenziale für zusätzliche Gewerbefl ächen:

• Münchswiesen, Erweiterungsfl ächen / Fläche Nr. 1

• Baiersdorf Süd, zwischen Staatsstraße und Bahn-

strecke / Fläche Nr. 2

• Baiersdorf Nord, Verlängerung des Gewerbegebiets 

Am Kreuzbach / Fläche Nr. 3

• Ein eventuelles interkommunales Gewerbegebiet in 

Kooperati on mit Poxdorf, zwischen Autobahn und 

Bahnlinie / Fläche Nr. 4

Bei der Entwicklung der Gewerbefl ächen sind 

immer auch die Auswirkungen auf bestehende und zu-

künft ige Wohngebiete im Hinblick auf Lärm- und Emissi-

onsschutz zu beachten. Fläche Nr. 4 ist aufgrund der Be-

troff enheit der Poxdorfer Gemarkung auf jeden Fall als 

interkommunales Gewerbegebiet zu entwickeln. Auch für 

Fläche Nr. 2 ist dies eine Möglichkeit, in Zusammenarbeit 

mit Möhrendorf oder Bubenreuth.

Um eine negative Entwicklung der Baiersdorfer 

Gewerbeflächen (insb. der Neuansiedlungen auf den Er-

weiterungsflächen) zu vermeiden, und zu garantieren, 

dass diese eine weitgehend positive Wirkung auf die 

Stadt Baiersdorf haben, sollte die Stadt eine restriktive 

Priorisierung der Gewerbeflächenvergabe einführen: die 

Flächen sollten bevorzugt an lokale, arbeitsplatzintensive 

Betriebe vergeben werden. So kann die Ansiedlung bei-

spielsweise großer Logistikzentren vermieden werden, 

die landschaftlich meistens störend sind und nur wenige 

Arbeitsplätze schaffen.

Die vier hier benannten potenziellen Gewerbefl ä-

chen werden ausführlich in Kapitel 6 (ab Seite 133) darge-

stellt, mit Profi len der einzelnen Standorte. Dort wird auch 

eine ausführliche Bewertung der Flächen als Gewerbe-

standorte vorgenommen.

Abb. 5.21. Bebauungsplanentwürfe für die Erweiterungen der „Münchswiesen“ (*)

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1Nr.1 BauGB-, § 1 bis 11 BauNVO)

Gewerbegebiet, hier Teilflöche I

Maä der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 ff BauNVO)

   0,8 max. zulössige Grundflöchenzahl, hier 0,8

   2,4 max. zulössige Geschossflöchenzahl, hier 2,4

GOK max: max. zulössige Geböudeoberkante bezogen auf Meereshühe,

287,5 “.N.N hier 287,5 m “ber Normal Null

Bauweise, Baugrenzen  ( § 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, §22f BauNVO)

     a   abweichende Bauweise

Baugrenze

Verkehrsflöchen  ( § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

Straäenverkehrsflöche

Straäenbegrenzungslinie

ZEICHENERKLÄRUNG FßR FESTSETZUNGEN

Grenze des röumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Art der Nutzung
Anzahl der Vollgeschosse
Grundflöchenzahl
Geschossflöchenzahl
Bauweise
max. Traufhühe
maximales Immissionskontingent (tags) in dB pro qm
maximales Immissionskontingent (nachts) in dB pro qm

Nutzungsschablone

ZEICHENERKLÄRUNG FßR HINWEISE

vorhandene Flurst“cksgrenzen

Flurst“cksnummer

Maäe in Metern

Büschung

Planfestgestellte Bahnflöchen

GE I

Gr�nordnung  (§ 9 Abs.1 Nr.20 und Nr.25 BauGB)

üffentliche Gr“nflöche

Flöche zum Anpflanzen von Böumen und Ströuchern

 Umgrenzung von Flöchen f“r Maänahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

   

151/125

16,00

151/125

16,00

sonstige Planzeichen

                    Flöchen f“r die Wasserwirtschaft

                    Regenr“ckhaltbeckenRRB

RRB

1,
50

6,
50

Ü
26,00

6,50 1,50

   GE I     IV

    0,8       2,4    
     a
    LEK(t)  60 dB(A)
    LEK(n) 45 dB(A)

GOK max:
287,5 “.N.N

   GE III    IV

    0,8       2,4    
     a
    LEK(t)  65 dB(A)
    LEK(n) 50 dB(A)

GOK max:
287,5 “.N.N

   GE II    IV

    0,8       2,4    
     a
    LEK(t)  60 dB(A)
    LEK(n) 45 dB(A)

GOK max:
287,5 “.N.N

16,50

16,50

30,00

30,00

Mast 8101

0 50M

ca. 0,6843 ha ca. 1,3278 ha

ca. 0,2989 ha

Bebauungsplan
"Gewerbegebiet M“nchswiesen - I+"

STADT BAIERSDORF
LANDKREIS ERLANGEN / HÜCHSTADT

Eckhard Bükenbrink
Planen & Beraten
Stadtplaner ByAK

B“ro f“r stödtebauliche Planung  & Beratung
Herrngartenstraäe 24    90562 Kalchreuth
Info@boekenbrink.com   Tel:  0911/3682572
www.boekenbrink.com    Fax: 0911/3682570

datum:       24.03.2020

maästab:    1:1.000

Planstand: Vorentwurf

bearbeitet: Bük

ßbersichtsplan

VERFAHRENSVERMERKE
A. Der Stadtrat von Baiersdorf hat in seiner Sitzung vom __.__.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes mit

integriertem Gr“nordnungsplan "Gewerbegebiet M“nchswiesen-I+" beschlossen. 
Der Aufstellungsgsbeschluss wurde am __.__.2019 orts“blich bekannt gemacht. (§ 2 Abs. 1 BauGB)

B. Die fr“hzeitige Øffentlichkeitsbeteilgung gemöä § 3 Abs. 1 BauGB mit üffentlicher Darlegung und Anhürung f“r
den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom __.__.2019 hat in
der Zeit __.__.2019 bis einschlieälich __.__.2020 nach Bekanntmachung vom __.__.2019 stattgefunden.

C. Die fr“hzeitige Beteiligung der Behürden und sonstigen Tröger üffentlicher Belange  gemöä § 4 Abs.1 BauGB
f“r den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom __.__.2020
hat in der Zeit __.__.2020 bis einschlieälich __.__.2020 stattgefunden.

D. Zum Entwurf des  Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom __.__.2020 wurden
die Behürden und sonstigen Tröger üffentlicher Belange gemöä § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.2019
bis  __.__.2020 beteiligt.

E. Der Entwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom __.__.2020  wurde
gemöä § 3 Abs. 2 BauGB im der Zeit vom __.__.2020 bis __.__.2020 nach Bekanntmachung vom  __.__.2020 
üffentlich ausgelegt.

F. Die Stadt Baiersdorf hat mit Beschluss vom __.__.2020 den Bebauungsplan mit integriertem Gr“nordnungsplan
in der Fassung vom __.__.2020 als Satzung beschlossen.

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

H. Ausgefertigt

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

I. Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.2019 bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

J. Das Inkrafttreten zum __.__.2020 wurde am __.__.2020 bestötigt.

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Gemöä den Abgrenzungen in der Planzeichnung werden die Bauflöchen als Gewerbegebiet gemöä § 8 BauGB

festgesetzt.
1.2 Tankstellen sowie der Einzelhandel mit innenstadtrelevanten Sortimenten sind im gesamten Plangebiet

unzulössig. Anlagen und Vorhaben nur dann zulössig, wenn sie die im Planteil festgesetzten
Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 Uhr) nicht
“berschreiten.

1.3 Vergn“gungsstötten aller Art (z.B. Diskotheken, Spielhallen, Kinos, Erotik-Shops etc.) sind auch ausnahmsweise
nicht zulössig. Ebenso unzulössig sind Freiflöchenphotovoltaikanlagen.

1.4 Betriebswohnungen gemöä § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO künnen ausnahmsweise nur zugelassen werden, wenn sie
in die betrieblichen Geböude integriert sind.

2. Maä der baulichen Nutzung
2.1 Das hüchstzulössige Maä der baulichen Nutzung ist durch die im Plan  f“r die einzelnen Teilgebiete festgesetzte

Anzahl der Vollgeschosse, Grundflöchenzahl und Geschossflöchenzahl sowie die max. Hühe der Oberkante der
Geböude und Objekte bestimmt, soweit die zeichnerische Festsetzung dem nicht entgegensteht.

2.2 Um die vorgeschriebenen Sicherheitsabstönde zwischen den (ruhenden und ausgeschwungenen) Leiterseilen
und den zuk“nftig geplanten Bauobjekten einhalten zu künnen d“rfen die Bauobjekte die folgende Hühen
innerhalb eines Streifens von 16,5 m beiderseitg der Leitungsachse nicht “berschreiten.
Von Mast Nr. Löngs der Leitungsachse Löngenstation (m) Hühenkote (m)
(Mastmitte = in Richtung Mast Nr.   “ber NN
Löngenstation 0 m)

8101 8102 0 20 -wird ergönzt-
8101 8102 20 30 -wird ergönzt-
8101 8102 30 40 -wird ergönzt-
8101 8102 40 50 -wird ergönzt-
8101 8102 50 90 -wird ergönzt-
8101 8102 90 120 -wird ergönzt-
8101 8102 120 180 -wird ergönzt-
8101 8102 180 200 -wird ergönzt-
8101 8102 200 210 -wird ergönzt-
8101 8102 210 220 -wird ergönzt-
8101 8102 220 230 -wird ergönzt-
8101 8102 230 240 -wird ergönzt-
8101 8102 240 250 -wird ergönzt-
8101 8102 250 260 -wird ergönzt-

Bezugshühe f“r die in der vorstehenden Tabellegenannten Hühenkoten ist die Hühe der Erdoberkante in der
Mastmitte des Masten Nr. 8100, welche gemöä gemöä Angaben des Betreibers 268,90 m “ber NN betrögt.
Auäerhalb eines Streifens von 16,5 m beiderseits der Leitungsachse bestehen keine Beschrönkungen
hinsichtlich der Bauhühe.

2.3 Auäerhalb der Beschrönkungszonen der Hochspannungsleitung kann eine ßberschreitung der Objekthühe mit
untergeordneten Anlagenteilen wie Schornsteinen, Antennen oder L“ftungsanlagen ausnahmsweise zugelassen
werden.

3. Hühenlage
Die Oberkante des Fertigfuäbodens im Erdgeschoä muss “ber der Oberkante der zugehürigen üffentlichen
Erschlieäungsstraäe liegen. Bezugspunkt ist die Straäenobekante in Bezug zum Fertigfuäbodens im
Erdgeschoss in Geböudemitte. Die Straäenoberflöche wird als zuk“nftiges nat“rliches Gelönde festgesetzt.

4. Bauweise / Abstandsflöchen
4.1 F“r alle Bauflöchen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die abweichende Bauweise gemöä § 22 Abs.

4 BauNVO. Geböude sind in uneingeschrönkter Lönge zulössig, soweit die festgesetzte Grundflöchenzahl sowie
die Baugrenzen nicht “berschritten werden.

4.2 Garagen und Nebenanlagen i.s.d § 14 BauNVO sind auch auäerhalb der “berbaubaren Grundst“cksflöchen
zulössig, jedoch nur auäerhalb der dargestellten Gr“nflöchen.

4.3 Es gelten die Abstandsflöchen gemöä Art. 6 Abs. 4 und Abs.5 BayBO.

5. Dachgestaltung
Dacheindeckungen aus reflektierenden Materialien sowie grelle, gegen“ber der Umgebung hervorstechende,
Farben unzulössig. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind aufgrund ihrer positiven Wirkung auf die
Energiebilanz nicht nur zulössig, sondern ausdr“cklich erw“nscht. Dachbegr“nungen sind aufgrund ihrer
positiven Auswirkungen auf das Kleinklima und den Wasserhaushalt ebenso ausdr“cklich erw“nscht.

6. Fassadengestaltung und Werbeanlagen
6.1 Zusammenhöngende Fassaden sind einheitlich zu gestalten und zu gliedern. Werbeanlagen sind nur an der

Stötte der Leistung zulössig und in die Fassadengestaltung zu integrieren.
6.2 Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer ablenken künnen und somit geeignet sind die Sicherheit und

Leichtigkeit des Verkehrs zu geföhrden, d“rfen nicht errichtet werden. Hierbei gen“gt bereits eine abstrakte
Geföhrdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Auf § 33 StVO wird verwiesen.

6.3. Beleuchtungsanlagen (z. B. Hofraumbeleuchtungen) sind so anzubringen, dass der Verkehrsteilnehmer auf den
umgebenden Straäe nicht geblendet wird.

7. Einfriedungen
Einfriedungen sind in allen Flöchen grundsötzlich nur bis zu einer Hühe von 2,00 m “ber Oberkante des
Erdgeschoä Fertigfuäbodens, als transparente Stabgitterzöune zulössig. Um die stödtebaulich und
landschaftlich gew“nschte Transparenz zu sichern, sind Verblendungen nicht zulössig. Alle Zöune sind ohne
Sockel anzulegen. Im Sinne des Natur- und Artenschutzes sind zwischen Zaun und Boden mindestens 10 cm
freizulassen, um Kleintieren Durchschlupfmüglichkeiten zu geben.

8. Erschlieäung
8.1 Entwösserung

Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und sonstigen befestigten privaten Flöchen darf nur bis 40 % des maximal
müglichen Regenwasserabflusses des Baugrundst“cks in das üffentliche Kanalnetz abgeleitet werden
(Abflussbeiwert Phi = 40%). Das dar“ber hinaus anfallende Regenwasser ist auf dem Baugrundst“ck durch
geeignete Maänahmen (Regenr“ckhaltebecken o.ö.) zur“ck zu halten und gedrosselt in das üffentliche
Kanalnetz abzuleiten.

8.2 Stellplötze
Alle erforderlichen Stellplötze sind gemöä der Stellplatzsatzung der Stadt Baiersdorf auf dem Baugrundst“ck
nachzuweisen. Um den Versiegelungsgrad insgesamt zu senken sowie zur Fürderung der Versickerung von
Oberflöchenwasser und aus Gr“nden des Bodenschutzes sind Mitarbeiterstellplötze in versickerungsföhigem
sowie wasser- und luftdurchlössigem Aufbau herzustellen, soweit die ürtlichen Bodenbedingungen dies
erlauben.

8.3 Versorgungsleitungen
Leitungen zur Versorgung des Baugebietes sind innerhalb des Geltungsbereiches unterirdisch zu verlegen.

8.4 vorbeugender Brandschutz
Ab einer Entfernung von mehr als 50 m vom nöchsten üffentlichen Hydranten ist die ausreichende Versorgung
mit Lüschwasser im Rahmen des Bauantrags in Abstimmung mit der ürtlichen Wasserversorgung
nachzuweisen. Die wesentlichen und besonderen brandschutztechnischen Risiken sind vom jeweiligen
Vorhabenströger mit dem Kreisbrandrat abzustimmen.

9. Immissionsschutz
9.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind ausschlieälich Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulössig, deren

Geröusche die in nachfolgender Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags
noch nachts “berschreiten.

Teilflöche L EK  tags L EK  nachts

 GE I 60 45
GE II 60 45
GE III 65 50

9.2 Die Pr“fung der planungsrechtlichen Zulössigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006-12,

Abschnitt 5. Hinweis: Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben und Nutzungen ist mit der Bauauf-
sichtsbehürde die Vorlage eines schalltechnischen Nachweises abzustimmen.

9.3 Aufgrund der Einwirkungen durch Straäenverkehrslörm sowie Schienenverkehrslörm ist der ausreichende
Schallschutz f“r schutzbed“rftigen Nutzungen gem. Pkt. 3.16 DIN 4109-1 im Bauantrag nachzuweisen. Es
gelten die Anforderungen gem. DIN 4109-1:2016-07 f“r Lörmpegelbereiche IV bis V. Grundlage der Einstufung
bildet die Karte 9 der schalltechnischen Untersuchung B“ro um|welt vom 13.12.2019

10. Planungen, Nutzungsregelungen und Maänahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 und Abs. 1a BauGB)

10.1 Øffentliche Gr“nflöchen
Die üffentlichen Gr“nflöchen sind naturnah zu gestalten und extensiv zu pflegen. Der Bereich des
Regenr“ckhaltebeckens ist zudem müglichst mit flachen möhbaren Büschungen (1:5 bis 1:10) zu gestalten.

10.2 Pflanzgebote f“r Böume und Ströucher
Innerhalb der Flöchen zum Anpflanzen von Böumen und Ströuchern sind mind. 2-reihige, “berwiegend

geschlossene Hecken mit einem Anteil von 10% Böumen (als ßberhölter) zu pflanzen und wuchsabhöngig zu
pflegen (Details siehe Begr“ndung). Im Bereich der Pflanzgebote ist ausschlieälich die Verwendung
standortheimischer Gehülze lt. Pflanzliste in der Begr“ndung zulössig. Nicht bepflanzte Randbereiche innerhalb
der Flöchen mit Pflanzgebot sind als artenreiche Gras-Krautsöume mit gelegentlicher Mahd zu entwickeln.

10.3 Begr“nungsbindung innerhalb der Bauflöchen
Die nicht “berbaubaren oder durch Nebenanlagen und Wegeflöchen “berplanten Grundst“cksflöchen sind
görtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. Die konkrete Ausgestaltung der Begr“nungsbindung soll
sich nach der geplanten Nutzung innerhalb der Bauflöchen richten. F“r Geböude, die eine geringe optische
Beeintröchtigung des Landschaftsbildes darstellen (B“ro- und Ausstellungsgeböude etc.) soll die Eingr“nung
“berwiegend in Form von hochstömmigen Laubgehülzen (Mindestqualitöt Hochstamm, 3xv, StU 16-18, mB)
erfolgen. F“r Geböude mit hüherer optischer Beeintröchtigung (Lager- und Werkshallen sowie Lagerflöchen etc.)
hat die Randeingr“nung “berwiegend durch mind. 2-reihige, geschlossene Hecken mit einem Anteil von 10%
Böumen zu erfolgen.
Zum üffentlichen Straäenraum bzw. Straäenbegleitgr“n hin sind auch Stauden/Bodendecker, Rasen oder
Schotterrasen mit einzelnen hochstömmigen Laubbaumpflanzungen (Mindestqualitöt Hochstamm, 3xv, StU
16-18, mB) zulössig.
Die Pflanzungen haben zu mind. 50 % mit standortheimischen Gehülzen zu erfolgen.

10.4 Wo mit dem Nutzungszweck vereinbar sind wasserdurchlössige Belöge zu wöhlen (z.B. Schotter,
versickerungsföhiges Pflaster).

10.5 Festsetzung von Ausgleichsflöchen nach § 1a BauGB innerhalb des Geltungsbereichs
Die innerhalb des Geltungsbereiches festgesetzten Ausgleichsflöchen mit insg. 3.217 m² sind entsprechend der
Pflanzgebote f“r Böume und Ströucher (siehe 10.2) zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.

10.6 Zuordnung von externen Ausgleichsflöchen gem. § 1a BauGB
Dem Vorhaben werden auäerhalb des Geltungsbereichs folgende Flurst“cke als Ausgleichsflöchen zugeordnet:
Fl.Nr. 1102/2, Gmkg. Baiersdorf, Teilflöche von ca. 14.188 m², Entwicklungsziel artenreiche Extensivwiese.
Weitere Ausgleichsmaänahmen werden ggf. im Rahmen des Verfahrens ergönzt.

10.7 Artenschutzmaänahmen
Zur Vermeidung von Beeintröchtigungen bodenbr“tender Vogelarten ist die Baufeldberöumung und Rodung von
Gehülzen in der Zeit vom 1. Mörz bis zum 30. September verboten (Vogelbrutzeit) und somit nur zwischen
Anfang Oktober und Ende Februar zulössig.

10.8 Die Anlage der Flöchen zum Anpflanzen von Böumen und Ströuchern und die Pflanzungen haben fachgerecht
gemöä DIN 18320 und DIN 18916 zu erfolgen und sind spötestens in der nach Inbetriebnahme der
Baumaänahme folgenden Vegetationsperiode fertigzustellen. Der Erhalt der Anpflanzung ist durch eine
fachgerechte Pflege dauerhaft sicherzustellen.

11. Hinweise

11.1 Denkmalschutz

Baudenkmöler sind von der Maänahme nicht betroffen. Nach derzeitigem Kenntnisstand finden sich im 
Plangebiet keine Bodendenkmöler. Um Verz�gerungen bei den Bauarbeiten zu vermeiden wird die Anzeige des 
Baubeginns f�r die Erschließungsmaßnahmen an Denkmalschutzbeh�rde des Landkreises Erlangen-H�chstadt 
wenigstens 2 Wochen vor Aufnahme der ersten Erdarbeiten empfohlen. Die hierbei anfallenden 
Bodenaufschl�sse k�nnen dann durch einen Mitarbeiter oder Beauftragten der Dienststelle in Augenschein 
genommen und Maßnahmen zur Sicherung und Dokumentation ggf. anfallender Funde oder Befunde fr�hzeitig 
veranlasst werden. Ergänzende Informationen sind ggf. bei der Unteren Denkmalschutzbeh�rde des Landkreises 
Erlangen--H�chstadt einzuholen.

Auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (Art. 8 Abs. 1 DSchG) wird hingewiesen:

Wer Bodendenkmöler auffindet, ist verpflichtet, dies unverz“glich der Unteren Denkmalschutzbehürde oder dem 
Landesamt f“r Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigent“mer und der Besitzer 
des Grundst“cks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gef“hrt haben. Die 
Anzeige eines der Verpflichteten befreit die “brigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund gef“hrt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhöltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter 
der Arbeiten befreit. Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstönde und der Fundort sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unveröndert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehürde die 
Gegenstönde vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.Schutzabstönde

11.2 Leitungen

Bei der Ausf“hrungsplanung der Grundst“cksbebauung sind die bereits vorhandenen Gegebenheiten wie
Straäen und Wege, Baumbestand, Versorgungsleitungen aller Art sowie deren Verkn“pfungs - u.
Anschlusspunkte wie Schaltschrönke, Kabelverteilerkösten, Hydranten u. ö. sowie die Standorte der
Straäenbeleuchtung einschl. deren Steuerungen zwingend zu beachten. Die Planung ist diesen Standorten
anzupassen.

Standortönderungen von Straäenbeleuchtung, Kabelverteilerschrönken, Hydranten u. dgl. künnen, soweit nach
den Regeln der Technik müglich und sinnvoll, sowie rechtlich zulössig, auf Verlangen des Bauherrn veröndert
werden. Die hierbei anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Veranlassers.

In allen Straäen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite
von mind. 0,3 m f“r die Unterbringung der Telekommunikationslinien und sonstigen Sparten vorgesehen.
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt “ber Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft f“r Straäen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Vor dem Ziel einer kosteng“nstigen und zeitsparenden Erschlieäung ist
auf eine koordinierte Leitungsverlegung hinzuwirken. Hierzu sind die Versorgungströger fr“hzeitig von der
Verwaltung “ber den Beginn der Baumaänahe zu unterrichten.�

11.5 Bei Baumpflanzungen ist zu unterirdischen Versorgungsleitungen entsprechend dem DVGW-Regelwerk, 
Arbeitsblatt GW 125 'Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen' ein Abstand von 2,50 m 
einzuhalten. Bei oberirdischen Leitungen sind die Wuchsbeschrönkungen zu beachten.

11.6 Verkehrslörm

Gegen“ber dem Straäenbaulasttröger künnen keine Anspr“che aus Lörm- oder sonstigen Emissionen geltend
gemacht werden.

11.7 Kellergeschosse

Aufgrund z.T. hoher Grundwasserstönde oder auftretendem Schichtwassers wird empfohlen, die Keller als 
wasserdichte Wanne auszuf“hren.

11.8 Bauwasserhaltung

Die vor“bergehende Absenkung bzw. die Entnahme von Grundwasser (Bauwasserhaltung) wöhrend der
Bauarbeiten stellt einen Benutzungstatbestand nach § 9 WHG dar und bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis
nach Art. 70 BayWG.

11.9 Schutz des Mutterbodens

Oberboden ist sachgerecht zwischen zu lagern und wieder einzubauen. Zudem wird auf die Bestimmungen nach
DIN 19731 und § 12 BBodSchV zum besonderen Schutz des Mutterbodens und sonstige Vorgaben zum Umgang
und zum Schutz von Boden hingewiesen. Bei den nicht versiegelten Flöchen soll der Boden wieder seine
nat“rlichen Funktionen erf“llen künnen, d.h. die Bodenschichten sind wieder so aufzubauen wie sie
nat“rlicherweise vorhanden waren.
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VERFAHRENSVERMERKE
A. Der Stadtrat von Baiersdorf hat in seiner Sitzung vom 27.09.2018 die Aufstellung des Bebauungsplanes mit

integriertem Gr“nordnungsplan "Gewerbegebiet M“nchswiesen-II" beschlossen. 
Der Aufstellungsgsbeschluss wurde am __.__.2018 orts“blich bekannt gemacht. (§ 2 Abs. 1 BauGB)

B. Die fr“hzeitige Øffentlichkeitsbeteilgung gemöä § 3 Abs. 1 BauGB mit üffentlicher Darlegung und Anhürung f“r
den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom14.05.2019 hat in
der Zeit 11.06.2019 bis einschlieälich 11.07.2019 nach Bekanntmachung vom __.__.2019 stattgefunden.

C. Die fr“hzeitige Beteiligung der Behürden und sonstigen Tröger üffentlicher Belange  gemöä § 4 Abs.1 BauGB
f“r den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom  14.05.2019
hat in der Zeit 11.06.2019 bis einschlieälich 11.07.2019 stattgefunden.

D. Zum Entwurf des  Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom __.__.2019 wurden
die Behürden und sonstigen Tröger üffentlicher Belange gemöä § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.2019
bis  __.__.2019 beteiligt.

E. Der Entwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Gr“nordnungsplan in der Fassung vom __.__.2019  wurde
gemöä § 3 Abs. 2 BauGB im der Zeit vom __.__.2019 bis__.__.2019 nach Bekanntmachung vom  __.__.2019 
üffentlich ausgelegt.

F. Die Stadt Baiersdorf hat mit Beschluss vom __.__.2019 den Bebauungsplan mit integriertem Gr“nordnungsplan
in der Fassung vom __.__.2019 als Satzung beschlossen.

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

H. Ausgefertigt

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

I. Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.2019 bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

J. Das Inkrafttreten zum __.__.2019 wurde am __.__.2019 bestötigt.

........................................... Baiersdorf den ...................

1. B“rgermeister

Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Gemöä den Abgrenzungen in der Planzeichnung werden die Bauflöchen als Gewerbegebiet gemöä § 8 BauGB

festgesetzt.
1.2 Tankstellen sowie der Einzelhandel mit innenstadtrelevanten Sortimenten sind im gesamten Plangebiet unzulössig.

Anlagen und Vorhaben nur dann zulössig, wenn sie die im Planteil festgesetzten Emissionskontingente LEK nach
DIN 45691 weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 Uhr) nicht “berschreiten.

1.3 Vergn“gungsstötten aller Art (z.B. Diskotheken, Spielhallen, Kinos, Erotik-Shops etc.) sind auch ausnahmsweise
nicht zulössig. Ebenso unzulössig sind Freiflöchenphotovoltaikanlagen oder die Nutzung als reine Lagerflöche.

1.4 Betriebswohnungen gemöä § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO künnen ausnahmsweise nur zugelassen werden, wenn sie in
die betrieblichen Geböude integriert sind.

2. Maä der baulichen Nutzung
2.1 Das hüchstzulössige Maä der baulichen Nutzung ist durch die im Plan  f“r die einzelnen Teilgebiete festgesetzte

Anzahl der Vollgeschosse, Grundflöchenzahl und Geschossflöchenzahl sowie die max. Hühe der Oberkante der
Geböude und Objekte bestimmt, soweit die zeichnerische Festsetzung dem nicht entgegensteht. Eine

ßberschreitung der Objekthühe mit untergeordneten Anlagenteilen wie Schornsteinen, Antennen oder
L“ftungsanlagen kann ausnahmsweise zugelassen werden.

3. Hühenlage
Die Oberkante des Fertigfuäbodens im Erdgeschoä muss “ber der Oberkante der zugehürigen üffentlichen
Erschlieäungsstraäe (Wendehammer) liegen.

4. Bauweise / Abstandsflöchen
4.1 F“r alle Bauflöchen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die abweichende Bauweise gemöä § 22(4)

BauNVO. Geböude sind in uneingeschrönkter Lönge zulössig, soweit die festgesetzte Grundflöchenzahl sowie die
Baugrenzen nicht “berschritten werden.

4.2 Garagen und Nebenanlagen i.s.d § 14 BauNVO sind auch auäerhalb der “berbaubaren Grundst“cksflöchen
zulössig, jedoch nur auäerhalb der dargestellten Gr“nflöchen.

4.3 Es gelten die Abstandsflöchen gemöä Art. 6 Abs. 4 und Abs.5 BayBO.

5. Dachgestaltung
Dacheindeckungen aus reflektierenden Materialien sowie grelle, gegen“ber der Umgebung hervorstechende,
Farben unzulössig. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind aufgrund ihrer positiven Wirkung auf die
Energiebilanz nicht nur zulössig, sondern ausdr“cklich erw“nscht. Dachbegr“nungen sind aufgrund ihrer positiven
Auswirkungen auf das Kleinklima und den Wasserhaushalt ebenso ausdr“cklich erw“nscht.

6. Fassadengestaltung und Werbeanlagen
6.1 Zusammenhöngende Fassaden sind einheitlich zu gestalten und zu gliedern. Werbeanlagen sind nur an der Stötte

der Leistung zulössig und in die Fassadengestaltung zu integrieren.
6.2 Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer ablenken künnen und somit geeignet sind die Sicherheit und

Leichtigkeit des Verkehrs zu geföhrden, d“rfen nicht errichtet werden. Hierbei gen“gt bereits eine abstrakte
Geföhrdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Auf § 33 StVO wird verwiesen.

6.3. Beleuchtungsanlagen (z. B. Hofraumbeleuchtungen) sind so anzubringen, dass der Verkehrsteilnehmer auf den
umgebenden Straäe nicht geblendet wird.

7. Einfriedungen
Einfriedungen sind in allen Flöchen grundsötzlich nur bis zu einer Hühe von 2,00 m “ber Oberkante des
Erdgeschoä Fertigfuäbodens, als transparente Stabgitterzöune zulössig. Um die stödtebaulich und landschaftlich
gew“nschte Transparenz zu sichern, sind Verblendungen nicht zulössig. Alle Zöune sind ohne Sockel anzulegen.
Im Sinne des Natur- und Artenschutzes sind zwischen Zaun und Boden mindestens 10 cm freizulassen, um
Kleintieren Durchschlupfmüglichkeiten zu geben.

8. Erschlieäung
8.1 Entwösserung

Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und sonstigen befestigten privaten Flöchen darf nur bis 40 % des maximal
müglichen Regenwasserabflusses des Baugrundst“cks in das üffentliche Kanalnetz abgeleitet werden
(Abflussbeiwert Phi = 40%). Das dar“ber hinaus anfallende Regenwasser ist auf dem Baugrundst“ck durch
geeignete Maänahmen (Regenr“ckhaltebecken o.ö.) zur“ck zu halten und gedrosselt in das üffentliche Kanalnetz
abzuleiten.

8.2 Stellplötze
Alle erforderlichen Stellplötze sind gemöä der Stellplatzsatzung der Stadt Baiersdorf auf dem Baugrundst“ck
nachzuweisen. Um den Versiegelungsgrad insgesamt zu senken sowie zur Fürderung der Versickerung von
Oberflöchenwasser und aus Gr“nden des Bodenschutzes sind Mitarbeiterstellplötze in versickerungsföhigem
sowie wasser- und luftdurchlössigem Aufbau herzustellen, soweit die ürtlichen Bodenbedingungen dies erlauben.

8.3 Versorgungsleitungen
Leitungen zur Versorgung des Baugebietes sind innerhalb des Geltungsbereiches unterirdisch zu verlegen.

8.4 vorbeugender Brandschutz
Ab einer Entfernung von mehr als 50 m vom nöchsten üffentlichen Hydranten ist die ausreichende Versorgung mit
Lüschwasser im Rahmen des Bauantrags in Abstimmung mit der ürtlichen Wasserversorgung nachzuweisen. Die
wesentlichen und besonderen brandschutztechnischen Risiken sind vom jeweiligen Vorhabenströger mit dem
Kreisbrandrat abzustimmen.

9. Immissionsschutz
9.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind ausschlieälich Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulössig, deren

Geröusche die in nachfolgender Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags
noch nachts “berschreiten.

Teilflöche L EK  tags L EK  nachts

 GE I 52 37
GE II 60 45

9.2 Die Pr“fung der planungsrechtlichen Zulössigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006-12,

Abschnitt 5. Hinweis: Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben und Nutzungen ist mit der Bauauf-
sichtsbehürde die Vorlage eines schalltechnischen Nachweises abzustimmen.

9.3 Aufgrund der Einwirkungen durch Straäenverkehrslörm sowie Schienenverkehrslörm ist der ausreichende
Schallschutz f“r Betriebsleiterwohnungen und sonstigen gem. Pkt. 3.16 DIN 4109-1 schutzbed“rftigen Nutzungen
im Bauantrag nachzuweisen. Es gelten die Anforderungen gem. DIN 4109-1:2016-07 f“r Lörmpegelbereich III. F“r
Fassaden mit Abstand von weniger als 25 m Abstand zum Fahrbahnrand der Kreisstraäe ERH 5 gilt
Lörmpegelbereich IV.

10. Planungen, Nutzungsregelungen und Maänahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 und Abs. 1a BauGB)

10.1 Øffentliche Gr“nflöchen
Die üffentlichen Gr“nflöchen sind naturnah zu gestalten und extensiv zu pflegen.

10.2 Pflanzgebote f“r Böume und Ströucher
Innerhalb der Flöchen zum Anpflanzen von Böumen und Ströuchern sind mind. 2-reihige, “berwiegend

geschlossene Hecken mit einem Anteil von 10% Böumen (als ßberhölter) zu pflanzen und wuchsabhöngig zu
pflegen (Details siehe Begr“ndung). Im Bereich der Pflanzgebote ist ausschlieälich die Verwendung
standortheimischer Gehülze lt. Pflanzliste in der Begr“ndung zulössig. Nicht bepflanzte Randbereiche innerhalb
der Flöchen mit Pflanzgebot sind als artenreiche Gras-Krautsöume mit gelegentlicher Mahd zu entwickeln.

10.3 Begr“nungsbindung innerhalb der Bauflöchen
Die nicht “berbaubaren oder durch Nebenanlagen und Wegeflöchen “berplanten Grundst“cksflöchen sind
görtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. Die konkrete Ausgestaltung der Begr“nungsbindung soll
sich nach der geplanten Nutzung innerhalb der Bauflöchen richten. F“r Geböude, die eine geringe optische
Beeintröchtigung des Landschaftsbildes darstellen (B“ro- und Ausstellungsgeböude etc.) soll die Eingr“nung
“berwiegend in Form von hochstömmigen Laubgehülzen (Mindestqualitöt Hochstamm, 3xv, StU 16-18, mB)
erfolgen. F“r Geböude mit hüherer optischer Beeintröchtigung (Lager- und Werkshallen sowie Lagerflöchen etc.)
hat die Randeingr“nung “berwiegend durch mind. 2-reihige, geschlossene Hecken mit einem Anteil von 10%
Böumen zu erfolgen.
Schotterrasen mit einzelnen hochstömmigen Laubbaumpflanzungen (Mindestqualitöt Hochstamm, 3xv, StU 16-18,
mB) zulössig.
Die Pflanzungen haben zu mind. 50 % mit standortheimischen Gehülzen zu erfolgen.

10.4 Wo mit dem Nutzungszweck vereinbar sind wasserdurchlössige Belöge zu wöhlen (z.B. Schotter,
versickerungsföhiges Pflaster).

10.5 Festsetzung von Ausgleichsflöchen nach § 1a BauGB innerhalb des Geltungsbereichs
Die innerhalb des Geltungsbereiches festgesetzten Ausgleichsflöchen mit insg. 2.611 m² sind entsprechend der
Pflanzgebote f“r Böume und Ströucher zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.

10.6 Zuordnung von externen Ausgleichsflöchen gem. § 1a BauGB
Dem Vorhaben werden auäerhalb des Geltungsbereichs folgende Flurst“cke als Ausgleichsflöchen zugeordnet:
Fl.Nr. 770, Gmkg. Baiersdorf, Teilflöche von ca. 8.214 m², Entwicklungsziel feuchte Hochstaudenflur und extensive
Feuchtwiese.
Fl.Nr. 3220, Gmkg. Baiersdorf, Flöche von ca. 2.200 m², Entwicklungsziel artenreiche Extensivwiese.
Fl.Nr. 3172/2, Gmgk. Baiersdorf, Teilflöche von ca. 400 m², Entwicklungsziel naturnahe Strauch-/Baumhecke.

10.7 Artenschutzmaänahmen
Zur Vermeidung von Verbotstatbestönde gem. §44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG sind die Wiesenbestönde
innerhalb des Geltungsbereiches vor der Baufeldberöumung zwischen Ende Juni und Anfang Juli zu möhen
(Details siehe die spezielle artenschutzrechtliche Pr“fung als Anhang der Begr“ndung).
Zur Vermeidung von Beeintröchtigungen bodenbr“tender Vogelarten ist die Baufeldberöumung und Rodung von
Gehülzen in der Zeit vom 1. Mörz bis zum 30. September verboten (Vogelbrutzeit) und somit nur zwischen Anfang
Oktober und Ende Februar zulössig.

10.8 Die Anlage der Flöchen zum Anpflanzen von Böumen und Ströuchern und die Pflanzungen haben fachgerecht
gemöä DIN 18320 und DIN 18916 zu erfolgen und sind spötestens in der nach Inbetriebnahme der Baumaänahme
folgenden Vegetationsperiode fertigzustellen. Der Erhalt der Anpflanzung ist durch eine fachgerechte Pflege
dauerhaft sicherzustellen.

11. Hinweise

11.1 Denkmalschutz

Baudenkmöler sind von der Maänahme nicht betroffen. Nach derzeitigem Kenntnisstand finden sich im 
Plangebiet keine Bodendenkmöler. Um Verz�gerungen bei den Bauarbeiten zu vermeiden wird die Anzeige des 
Baubeginns f�r die Erschließungsmaßnahmen an Denkmalschutzbeh�rde des Landkreises Erlangen-H�chstadt 
wenigstens 2 Wochen vor Aufnahme der ersten Erdarbeiten empfohlen. Die hierbei anfallenden 
Bodenaufschl�sse k�nnen dann durch einen Mitarbeiter oder Beauftragten der Dienststelle in Augenschein 
genommen und Maßnahmen zur Sicherung und Dokumentation ggf. anfallender Funde oder Befunde fr�hzeitig 
veranlasst werden. Ergänzende Informationen sind ggf. bei der Unteren Denkmalschutzbeh�rde des Landkreises 
Erlangen--H�chstadt einzuholen.

Auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (Art. 8 Abs. 1 DSchG) wird hingewiesen:

Wer Bodendenkmöler auffindet, ist verpflichtet, dies unverz“glich der Unteren Denkmalschutzbehürde oder dem 
Landesamt f“r Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigent“mer und der Besitzer 
des Grundst“cks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gef“hrt haben. Die 
Anzeige eines der Verpflichteten befreit die “brigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund gef“hrt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhöltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter 
der Arbeiten befreit. Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstönde und der Fundort sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unveröndert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehürde die 
Gegenstönde vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.Schutzabstönde

11.2 Leitungen

Bei der Ausf“hrungsplanung der Grundst“cksbebauung sind die bereits vorhandenen Gegebenheiten wie
Straäen und Wege, Baumbestand, Versorgungsleitungen aller Art sowie deren Verkn“pfungs - u.
Anschlusspunkte wie Schaltschrönke, Kabelverteilerkösten, Hydranten u. ö. sowie die Standorte der
Straäenbeleuchtung einschl. deren Steuerungen zwingend zu beachten. Die Planung ist diesen Standorten
anzupassen.

Standortönderungen von Straäenbeleuchtung, Kabelverteilerschrönken, Hydranten u. dgl. künnen, soweit nach
den Regeln der Technik müglich und sinnvoll, sowie rechtlich zulössig, auf Verlangen des Bauherrn veröndert
werden. Die hierbei anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Veranlassers.

In allen Straäen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite
von mind. 0,3 m f“r die Unterbringung der Telekommunikationslinien und sonstigen Sparten vorgesehen.
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt “ber Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft f“r Straäen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Vor dem Ziel einer kosteng“nstigen und zeitsparenden Erschlieäung ist
auf eine koordinierte Leitungsverlegung hinzuwirken. Hierzu sind die Versorgungströger fr“hzeitig von der
Verwaltung “ber den Beginn der Baumaänahe zu unterrichten.�

11.3 Bei Baumpflanzungen ist zu unterirdischen Versorgungsleitungen entsprechend dem DVGW-Regelwerk, 
Arbeitsblatt GW 125 'Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen' ein Abstand von 2,50 m 
einzuhalten. Bei oberirdischen Leitungen sind die Wuchsbeschrönkungen zu beachten.

11.4 Verkehrslörm

Gegen“ber dem Straäenbaulasttröger künnen keine Anspr“che aus Lörm- oder sonstigen Emissionen geltend
gemacht werden.

11.5 Kellergeschosse

Aufgrund z.T. hoher Grundwasserstönde oder auftretendem Schichtwassers wird empfohlen, die Keller als 
wasserdichte Wanne auszuf“hren.

11.6 Bauwasserhaltung

Die vor“bergehende Absenkung bzw. die Entnahme von Grundwasser (Bauwasserhaltung) wöhrend der
Bauarbeiten stellt einen Benutzungstatbestand nach § 9 WHG dar und bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis
nach Art. 70 BayWG.

11.7 Schutz des Mutterbodens

Oberboden ist sachgerecht zwischen zu lagern und wieder einzubauen. Zudem wird auf die Bestimmungen nach
DIN 19731 und § 12 BBodSchV zum besonderen Schutz des Mutterbodens und sonstige Vorgaben zum Umgang
und zum Schutz von Boden hingewiesen. Bei den nicht versiegelten Flöchen soll der Boden wieder seine
nat“rlichen Funktionen erf“llen künnen, d.h. die Bodenschichten sind wieder so aufzubauen wie sie
nat“rlicherweise vorhanden waren.

Bebauungsplan
"Gewerbegebiet M“nchswiesen-II"
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Gewerbefl ächen
# Aktuelle Ausweisung 

FNP
Kommentar Größe

1 Landwirtschaft Mögliche Erweiterung 
Münchswiesen

12,6 ha

2 Landwirtschaft , Suk-
zessionsfl ächen

Interkommunales Ge-
werbegebiet mit Möh-
rendorf, Bubenreuth?

11,6 ha

3 öff entl. Grünfl ., Sukzes-
sionsfl ., Acker, (teilw. 
Bodendenkmal)

Erweiterung bestehen-
des Gewerbegebiet 
entlang Staatsstraße

3,2 ha

4 Landwirtschaft  Interkommunales 
Gewerbegebiet mit 
Poxdorf?

17,2 ha

 Gewerbegebiet Entwicklungsfl äche, Vorschlag

 Fläche für großfl ächiges Photovoltaik, Vorschlag

Abb. 5.22. Karte mit Vorschlägen für Entwicklungsfl ä-
chen, Wohnen, Gewerbe, Photovoltaik

Münchwiesen I+II, in 
Planung und Umsetzung

Potenzialfl ächen Photovoltaik
# Aktuelle Ausweisung FNP Größe

1 Landwirtschaft 15,8 ha

2 Öff entliche Grünfl äche 2,6 ha

3 Ladnwirtschaft  (teilw. Bodendenkmal) 1,3 ha

4 Sukzessionsfl . (teilw. Bodendenkmal) 3,1 ha

5 Landwirtschaft  (teil.w Bodendenkmal) 4,7 ha

Flächen für Photovoltaik

Die dargestellten Flächen fi nden sich alle bereits 

im Energienutzungsplan als Potenzialfl ächen für großfl ächi-

ge Photovoltaik-Anlagen; aufgrund ihres Zuschnitt s eignen 

sie sich aber nicht oder nur bedingt für Gewerbefl ächen. 

Deshalb kann hier eine pure Ausweisung als Photovoltaik-

Flächen erfolgen.

Darüber hinaus sollte bei den neu ausgewiesenen 

Gewerbefl ächen auch darauf geachtet werden, dass die 

großen Dachfl ächen auch für Photovoltaik genutzt werden. 

Hier sind große Potenziale für den Ausbau erneuerbarer 

Energien (siehe auch Maßnahme D1).
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Abfrage auf zwei Dimensionen:

1. Priorisierung: 
Für	wie	wichtig	halten	Sie	das	Thema,	mit	dem	sich	die	
Maßnahme	beschäftigt,	für	Baiersdorf?

2. Bewertung: 
Finden	Sie,	die	vorgestellte	Maßnahme	ist	der	richtige	Weg	
für	Baiersdorf,	oder	sollte	die	Stadt	etwas	anderes	machen?

Digitale Umfrage



Danke für Ihre

Aufmerksamkeit!


